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Leitsätze Voraussetzungen an den Antrag auf

Genehmigung der Anstellung eines Arztes
in einem MVZ. Austausch der Ärzte, für
die bei den vertragsärztlichen
Zulassungsgremien die Genehmigung
einer Anstellung beantragt wird, im
Zulassungsverfahren.

Normenkette § 32b Abs. 2 Ärzte-ZV, § 95 Abs. 2 Sätze 1
bis 6 SGB V i.d. F. v 16.7.2015

1. Instanz

Aktenzeichen S 1 KA 33/17
Datum 18.12.2019

2. Instanz

Aktenzeichen L 9 KA 2/20
Datum -

3. Instanz

Datum -

Die Klage wird abgewiesen. Die Kosten des Rechtsstreits einschlieÃ�lich der
auÃ�ergerichtlichen Kosten der Beigeladenen zu 8. und 9., jedoch mit Ausnahme
der auÃ�ergerichtlichen Kosten der Beigeladenen zu 1. bis 7., trÃ¤gt die KlÃ¤gerin.
Der Streitwert wird auf 60.000,00 EUR festgesetzt.

Tatbestand:

Im Rahmen des vertragsÃ¤rztlichen Zulassungsrechts streiten die Beteiligten Ã¼ber
die Erteilung einer Genehmigung zur Anstellung von FachÃ¤rzten fÃ¼r Hals-Nasen-
Ohren-Heilkunde im Planungsbereich Wittenberg/Sachsen-Anhalt.
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Im Planungsbereich Wittenberg bestanden seit mehreren Jahren keine
ZulassungsbeschrÃ¤nkungen fÃ¼r die Arztgruppe der FachÃ¤rzte fÃ¼r HNO-
Heilkunde. In dieser Arztgruppe waren ZulassungsmÃ¶glichkeiten in einem Umfang
von zwei vollen Vertragsarztsitzen erÃ¶ffnet. Eine Ausschreibung hatte es
deswegen zuletzt nicht gegeben.

Die KlÃ¤gerin, ein Medizinisches Versorgungszentrum (MVZ) in der Rechtsform
einer GmbH mit Praxissitz bzw. HauptbetriebsstÃ¤tte in Bitterfeld-Wolfen, bewarb
sich am 5.9.2016 beim Zulassungsausschuss um einen Vertragsarztsitz und die
Genehmigung, hierzu ab 1.7.2017 zwei FachÃ¤rzte fÃ¼r HNO-Heilkunde zur
BeschÃ¤ftigung an ihrer insoweit neu einzurichtende NebenbetriebsstÃ¤tte in
GrÃ¤fenhainichen anstellen zu dÃ¼rfen.

Die KlÃ¤gerin reichte die Antragsunterlagen fÃ¼r die Genehmigung der Anstellung
von Frau Dr. med. A und Herr Dr. med. B ein. Dr. A ist 1976 geboren, hatte am
X.X.2004 approbiert und ihre Facharztweiterbildung fÃ¼r HNO-Heilkunde am
X.X.2008 abgeschlossen. Seit Januar 2010 leitete sie als angestellte Ã�rztin (30
Stunden/wÃ¶chentlich) die Sektion schlafbezogene AtemstÃ¶rungen am MVZ ( â�¦).
Dr. B ist 1973 geboren, hatte am X.X.2002 approbiert und am X.X.2006 die
Facharztweiterbildung fÃ¼r HNO-Heilkunde abgeschlossen. Zudem hatte er am
X.X.2009 die Schwerpunktausbildung fÃ¼r die Behandlung von Stimm- und
SprachstÃ¶rungen und am X.X.2012 fÃ¼r Plastische und Ã�sthetische Operationen
absolviert. Seit MÃ¤rz 2016 war er in Vollzeit Chefarzt fÃ¼r Plastisch-Ã�sthetische
Kopf- und Hals-Chirurgie im Fachbereich HNO des Gesundheitszentrums ( â�¦).

FÃ¼r Dr. A beantragte die KlÃ¤gerin die Genehmigung zur Anstellung in einem
Umfang von Ã¼ber 20 bis 30 Stunden wÃ¶chentlich und legte den vorbehaltlich der
beantragten Zulassung mit ihr geschlossenen Arbeitsvertrag vor, wonach die
Ã�rztin â�� unter Beendigung ihrer bis dahin ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeit â�� eine
wÃ¶chentliche Arbeitszeit von 21 Stunden, verteilt auf drei Tage in der Woche, zu
leisten habe. FÃ¼r Dr. B beantragte die KlÃ¤gerin die Genehmigung der Anstellung
in einem Umfang von bis zu 10 Stunden in der Woche, wobei der Arzt beabsichtigte,
seine TÃ¤tigkeit als Chefarzt, in der er keiner festgelegten Arbeitszeit unterlag,
weiter auszuÃ¼ben. Im entsprechend unter Vorbehalt der Genehmigung
geschlossenen Arbeitsvertrag war eine wÃ¶chentliche Arbeitszeit von 8 Stunden
vereinbart worden.

Neben der KlÃ¤gerin bewarben sich am 15. August 2016 auch die Beigeladenen zu
8. und 9. jeweils um eine volle Zulassung und beantragten zugleich gemeinsam die
Genehmigung der AusÃ¼bung der vertragsÃ¤rztlichen TÃ¤tigkeit in
neugegrÃ¼ndeter Ã¶rtlicher BerufsausÃ¼bungsgemeinschaft in der Lutherstadt
Wittenberg ab 1.4.2017. Der 1964 geborene Beigeladene zu 8. ist seit X.X.1989
approbiert und schloss die Facharztweiterbildung fÃ¼r HNO-Heilkunde am X.X.1996
ab. Seit X.X.1995 war er zunÃ¤chst als angestellter Arzt tÃ¤tig, zuletzt seit 1999 als
Leitender Oberarzt in der Klinik fÃ¼r HNO-Heilkunde des StÃ¤dtischen Klinikums
Dessau mit einem Umfang von 40 Stunden wÃ¶chentlich. Der 1976 geborene
Beigeladene zu 9. ist seit X.X.2004 approbiert und schloss die
Facharztweiterbildung fÃ¼r HNO-Heilkunde am X.X.2009 ab. Seit X.X.2009 war er
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als angestellter Arzt ebenfalls in der Klinik fÃ¼r HNO-Heilkunde des StÃ¤dtischen
Klinikums Dessau mit einem Umfang von 40 Stunden wÃ¶chentlich beschÃ¤ftigt.

Im weiteren Verfahren vor dem Zulassungsausschuss hatte die HNO-Ã�rztin aus
GrÃ¤fenhainichen, Dipl.-Med. C, Gelegenheit, sich zu der Angelegenheit zu
Ã¤uÃ�ern. Die Ã�rztin nahm in einem undatierten Schreiben Stellung und fÃ¼hrte
aus, sie habe Bedenken gegen die Zulassung einer weiteren HNO-Praxis in
GrÃ¤fenhainichen, weil dies eine ernsthafte Bedrohung ihrer wirtschaftlichen
Existenz bedeuten wÃ¼rde. Ungeachtet dessen hÃ¤tten die Patienten aus
GrÃ¤fenhainichen Ã¼berdies im Umkreis von 20 bis 25 Kilometern mit 14
niedergelassenen Kollegen genÃ¼gend nahe AusweichmÃ¶glichkeiten. In Dessau-
RoÃ�lau bÃ¶ten acht Kollegen, in Bitterfeld-Wolfen vier Ã�rzte und in der
Lutherstadt Wittenberg bislang zwei HNO-Ã�rzte fachÃ¤rztliche Betreuung an. Die
Patienten aus GrÃ¤fenhainichen seien damit gut versorgt und mÃ¼ssten nur kurze
Wartezeiten auf Termine hinnehmen. Anders sehe dies fÃ¼r Patienten in der
Lutherstadt Wittenberg aus. Dort gebe es Wartezeiten von bis zu einem halben Jahr,
so dass von dort Patienten ihre eigene Praxis aufsuchten. Ihrer Meinung nach
benÃ¶tige die Lutherstadt Wittenberg deshalb und aufgrund der hÃ¶heren
Einwohnerzahl eine StÃ¤rkung der HNO-fachÃ¤rztlichen Versorgung, zumal von dort
aus weitere HNO-Ã�rzte erst in entfernt liegenden StÃ¤dten Brandenburgs, z. B.
JÃ¼terborg, Bad Belzig und Luckenwalde, zu erreichen seien.

In seiner Sitzung vom 12.10.2016 beschloss der Zulassungsausschuss, den
Beigeladenen zu 8. und 9. jeweils die beantragte volle Zulassung zur
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung als Facharzt fÃ¼r HNO-Heilkunde in der Lutherstadt
Wittenberg zu erteilen. Die AnstellungsantrÃ¤ge der KlÃ¤gerin sowie den
Zulassungsantrag eines weiteren Bewerbers, der sich im anschlieÃ�enden
Verfahren vor dem Beklagten nicht mehr beteiligte, lehnte der
Zulassungsausschuss ab.

Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte der Zulassungsausschuss aus, keiner der Bewerber habe
sich auf der Warteliste befunden, so dass dieser Umstand nicht zu
berÃ¼cksichtigen gewesen sei. Alle Bewerber hÃ¤tten ihre berufliche Eignung
nachgewiesen und seien lÃ¤nger als fÃ¼nf Jahre approbiert gewesen, so dass sich
aus dem lediglich statusrechtlich relevanten Approbationsalter kein Vorteil fÃ¼r
einen Bewerber ableiten lasse. Wegen seiner bis dahin zwanzigjÃ¤hrigen Erfahrung
als Facharzt habe der Beigeladene zu 8. allerdings einen Vorsprung bei der Auswahl
gehabt. Ausschlaggebend fÃ¼r die Zulassung der Beigeladenen zu 8. und 9. seien
aber Versorgungsgesichtspunkte gewesen. Der Zulassungsausschuss sei zu der
Auffassung gelangt, dass diese beiden Bewerber die umfassendste und
kontinuierlichste GewÃ¤hr fÃ¼r die Patientenversorgung in Wittenberg bÃ¶ten.
Beide hÃ¤tten jeweils eine Vollzulassung beantragt und fÃ¼llten damit im Wege
einer BerufsausÃ¼bungsgemeinschaft die im Planungsbereich Wittenberg vakanten
ZulassungsmÃ¶glichkeiten fÃ¼r zwei Vollzulassungen in der Fachgruppe
vollstÃ¤ndig aus. In der Verhandlung vor dem Gremium hÃ¤tten beide Ã�rzte ein
umfassendes und tragbares Konzept ihrer zukÃ¼nftigen vertragsÃ¤rztlichen
TÃ¤tigkeit vorgestellt. Sie beabsichtigten die DurchfÃ¼hrung konservativer
Untersuchungs- und Behandlungsmethoden ebenso wie operative Eingriffe.
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Insbesondere die Betreuung von Tumorpatienten solle einen kÃ¼nftigen
Praxisschwerpunkt darstellen. Die Bildung einer BerufsausÃ¼bungsgemeinschaft
erleichtere die Kompensation urlaubs-, krankheits- oder fortbildungsbedingter
Abwesenheiten der VertragsÃ¤rzte. Die geplante Praxis sei barrierefrei und
verfÃ¼ge Ã¼ber ausreichend ParkplÃ¤tze. Die rÃ¤umliche Wahl des
Vertragsarztsitzes gewÃ¤hrleiste die bestmÃ¶gliche Versorgung der Patienten. Die
Lutherstadt Wittenberg liege zentral im Planungsbereich und sei von auÃ�erhalb mit
dem Ã¶ffentlichen Personennahverkehr (Ã�PNV) oder der Bahn gut zu erreichen.

DemgegenÃ¼ber fÃ¼lle die Anstellung der beiden von der KlÃ¤gerin benannten
Ã�rzte zwar bedarfsplanerisch einen ganzen Versorgungsauftrag aus, aber aus den
mitgereichten ArbeitsvertrÃ¤gen beider Ã�rzte errechne sich anhand der dort
angegebenen Arbeitszeiten von 21 Wochenstunden fÃ¼r Dr. A und 8
Wochenstunden fÃ¼r Dr. B konkret nur ein Umfang von 29 Wochenstunden, was
umgerechnet nur einer Â¾ -Arztstelle entspreche. Das von der KlÃ¤gerin geplante
Versorgungsangebot bleibe daher hinter dem Versorgungsangebot der
Beigeladenen zu 8. und 9. zurÃ¼ck. Angaben der KlÃ¤gerin zur Barrierefreiheit der
Praxis und zum Parkraum hÃ¤tten Ã¼berdies gefehlt.

In gleicher Sitzung genehmigte der Zulassungsausschuss mit Beschluss vom
12.10.2016 den von den Beigeladenen zu 8. und 9. zugleich gestellten Antrag auf
Bildung einer BerufsausÃ¼bungsgemeinschaft.

Gegen den ihr am 20.1.2017 zugestellten Beschluss des Zulassungsausschusses
legte die KlÃ¤gerin am 16.2.2017 Widerspruch ein.

Auf die daraufhin von den Beigeladenen zu 8. und 9. gestellten AntrÃ¤ge erklÃ¤rte
der Zulassungsausschuss seinen Beschluss vom 12.10.2016 mit BeschlÃ¼ssen vom
15.3.2017 fÃ¼r sofort vollziehbar. Mit Beschluss vom selben Tag genehmigte der
Zulassungsausschuss die Verlegung des Praxissitzes der Beigeladenen zu 8. und 9.
innerhalb der Lutherstadt Wittenberg.

Ihren Widerspruch begrÃ¼ndete die KlÃ¤gerin damit, der Beschluss sei
rechtswidrig, weil statt des Beigeladenen zu 9. sie mit ihren beantragten
Anstellungsgenehmigungen habe zum Zuge kommen mÃ¼ssen. Dr. B habe ein
lÃ¤ngeres Approbationsalter aufgewiesen; ihm habe der Vorzug gegeben werden
mÃ¼ssen, zumal sie vorgetragen habe, die Anstellungen insgesamt vollzeitig
einzurichten. Sie kÃ¶nne daher nicht nachvollziehen, aus welchen GrÃ¼nden der
Zulassungsausschuss angenommen habe, es sei eine bessere Versorgung durch die
Beigeladenen zu 8. und 9. zu erwarten. Die Entscheidung fÃ¼hre dazu, dass statt
zwei nun vier HNO-Ã�rzte in der Lutherstadt Wittenberg praktizieren wÃ¼rden. Dies
bedeute ein deutliches Ungleichgewicht zu Lasten des Ã¼brigen Planungsbereichs.

Ã�berdies teilte die KlÃ¤gerin mit, dass sich wegen des unsicheren Endes des
Zulassungsverfahrens Ã�nderungen ergeben hÃ¤tten. Dr. A und Dr. B stÃ¼nden
fÃ¼r die beantragten Anstellungen nicht mehr zur VerfÃ¼gung. Sie Ã¤ndere daher
ihren Antrag auf Erteilung von Anstellungsgenehmigungen dahingehend, dass
nunmehr die FachÃ¤rzte fÃ¼r HNO-Heilkunde Frau Dr. med. D und Herr Dr. med. E

                             4 / 20



 

jeweils in einem Umfang von 10 bis 20 Stunden wÃ¶chentlich, arbeitsvertraglich
abgesichert durch eine Arbeitszeitverpflichtung von 20 Stunden in der Woche,
angestellt werden sollen. Beide Ã�rzte kÃ¶nnten so insgesamt die Versorgung in
einem Umfang von 40 Stunden wÃ¶chentlich abdeckten. Frau Dr. D, geboren 1980,
sei seit X.X.2006 approbiert und habe die Facharztweiterbildung fÃ¼r HNO-
Heilkunde am X.X.2013 abgeschlossen. Seit Mai 2014 sei sie in niedergelassenen
Praxen in Leipzig, Merseburg und Halle/Saale tÃ¤tig. Sie habe eine
neuraltherapeutische Zusatzausbildung erworben. In einer von der KlÃ¤gerin
beigefÃ¼gten ErklÃ¤rung vom 3.5.2017 hatte Dr. D sich bereiterklÃ¤rt, ihre
VollzeittÃ¤tigkeit im Gesundheitszentrum Bitterfeld-Wolfen als angestellte Ã�rztin
auf 20 Stunden in der Woche zu reduzieren, wenn sie zugleich in der HNO-Praxis der
KlÃ¤gerin in GrÃ¤fenhainichen in einem Umfang von 20 Stunden wÃ¶chentlich
angestellt werde. Dr. E, geboren 1958, sei seit X.X.1984 approbiert und habe die
Facharztweiterbildung fÃ¼r HNO-Heilkunde am X.X.1989 abgeschlossen. Seit
X.X.2013 sei er in der HNO-Praxis der KlÃ¤gerin in der NebenbetriebsstÃ¤tte des
MVZ in KÃ¶then/Anhalt in einem Umfang von 11 Stunden wÃ¶chentlich tÃ¤tig und
habe diese mitaufgebaut. Seine BeschÃ¤ftigung dort werde er zugunsten der
beantragten Anstellung in GrÃ¤fenhainichen beenden (E-Mail vom 2.5.2017). Die
dadurch vakant werdende Stelle werde die andere dort praktizierende Ã�rztin
auffÃ¼llen, in dem sie dann Vollzeit arbeiten werde. Dies werde sie dem
Zulassungsausschuss noch mitteilen und die ergÃ¤nzenden Unterlagen fÃ¼r Dr. D
und Dr. E einreichen. Die geplante Praxis werde behindertengerecht ausgebaut sein
und im Bereich der ambulanten Operationen mit dem OP-Zentrum in Bitterfeld
kooperieren, in dem auch Ã�rzte weiterer Fachrichtungen eingebunden seien. Die
Praxis in GrÃ¤fenhainichen sei zentral gelegen und fÃ¼r Patienten des sÃ¼dlichen
Planungsbereiches gut zu erreichen. In der Stadt gebe es nur eine weitere HNO-
Praxis, deren KapazitÃ¤ten erschÃ¶pft seien. Ã�berdies wÃ¼rde die Einrichtung
einer weiteren HNO-Praxis die Vertretungssituation entspannen.

Ein Vergleich zwischen den Konkurrenten Dr. D und Dr. E einerseits und den
Beigeladenen zu 8. und 9. andererseits zeige Ã¼berdies, dass Dr. E die lÃ¤ngste
fachÃ¤rztliche TÃ¤tigkeit nachweisen kÃ¶nne. Dr. D Ã¼be ihren Beruf zwar die
kÃ¼rzeste Zeit aus, weise aber anders als der Beigeladene zu 9. eine
Zusatzqualifikation auf und habe bereits im niedergelassenen Bereich gearbeitet. In
diesem Rahmen habe ihr die Beigeladene zu 1. bereits die Genehmigungen fÃ¼r
Sonographie und fÃ¼r die psychosomatische Grundversorgung erteilt. Ã�berdies
kÃ¶nne sie durch Anstellung von Dr. E sowohl eine sektorenÃ¼bergreifende
ambulante Betreuung nach operativen Eingriffen, als auch eine allgemeine
Versorgung von HNO-Beschwerden der Patienten gewÃ¤hrleisten.

Der Beklagte habe die Ã�nderung der benannten Ã�rzte bei seiner Entscheidung
auch zu berÃ¼cksichtigen, weil er Ã¼ber den Widerspruch nach umfassender
WÃ¼rdigung der Sach- und Rechtslage selbstÃ¤ndig zu entscheiden habe.
Betrachte er ihren â�� der KlÃ¤gerin â�� Antrag auf Anstellungsgenehmigung mit
dem Wegfall der zuerst benannten Ã�rzte als erledigt, wÃ¼rden ihre Rechte
unangemessen beschrÃ¤nkt.

Die Beigeladenen zu 8. und 9. Ã¤uÃ�erten sich zu dem Widerspruch und stellten
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ihre langjÃ¤hrige Erfahrung, die Lage der BerufsausÃ¼bungsgemeinschaft in den
RÃ¤umen einer Klinik mit den erwarteten Synergieeffekten sowie die fÃ¼r Patienten
gut erreichbare, zentrale Lage im Planungsbereich in den Vordergrund.
DemgegenÃ¼ber beabsichtige die KlÃ¤gerin, am Rande des Planungsbereichs in
einer Kleinstadt mit 8.000 Einwohnern, in der bereits ein HNO-Arzt praktiziere, eine
75%-Stelle zu besetzen. Sie meinen, ihr Konzept trage der vertragsÃ¤rztlichen
Versorgung eher Rechnung. Der Austausch der Ã�rzte, fÃ¼r die die KlÃ¤gerin die
Anstellungsgenehmigung beantragt habe, sei Ã¼berdies unzulÃ¤ssig, denn fÃ¼r
beide nachbenannten Ã�rzte lÃ¤gen keine fristgerechten Bewerbungen vor. Daher
dÃ¼rften sie bei der Auswahlentscheidung nicht berÃ¼cksichtigt werden. Der
Ausnahmefall nach Â§ 103 Abs. 4 Satz 10 SGB V, wonach die Benennung von
Ã�rzten bei Vorliegen eines besonderen Versorgungskonzepts eines MVZ
zurÃ¼ckgestellt werden kÃ¶nne, liege mangels ausdrÃ¼cklicher Bezugnahme in
dem Antrag der KlÃ¤gerin nicht vor. Aber auch wenn die ZulÃ¤ssigkeit der
Nachbenennung der beiden Ã�rzte unterstellt wÃ¼rde, seien beide im
Auswahlverfahren nicht zu berÃ¼cksichtigen, weil die Antragsunterlagen der
KlÃ¤gerin insoweit unvollstÃ¤ndig seien. Weder fÃ¼r Dr. E noch fÃ¼r Frau Dr. D
lÃ¤gen AnstellungsvertrÃ¤ge vor. Allein die geÃ¤uÃ�erte Absicht, diese vorzulegen,
genÃ¼ge nicht. Ohnehin sei zweifelhaft, ob Dr. E neben seiner Vollzeitanstellung als
Chefarzt im Gesundheitszentrum ( â�¦) zulÃ¤ssigerweise noch eine weitere
Anstellung Ã¼ber 20 Stunden am geplanten Standort in GrÃ¤fenhainichen
ausfÃ¼llen dÃ¼rfe. Dass er seine Vollzeitstelle entsprechend reduzieren wolle, sei
nicht schriftlich belegt. Der Blick auf das Praxisgeschehen in KÃ¶then zeige, dass
dort lediglich 24 Stunden Sprechzeiten in der Woche angeboten wÃ¼rden, was
nicht einmal einer Vollzeitstelle entspreche. Sie selbst dagegen bÃ¶ten durch zwei
vollzeitig tÃ¤tige Ã�rzte eine zeitlich bessere Versorgung an. Die Zusatzqualifikation
von Dr. D sei unbeachtlich, weil es sich bei der Zusatzbezeichnung "DGfAN Master
Neuraltherapie" nicht um eine zulÃ¤ssige Schwerpunkt- bzw. Zusatzbezeichnung
nach der Weiterbildungsordnung (WBO) handele. Im Kreis der Bewerber verfÃ¼gten
hingegen nur sie â�� die Beigeladenen zu 8. und 9. â�� jeweils Ã¼ber zulÃ¤ssige
Zusatzqualifikationen als Palliativmediziner. Die weitere, beantragte
Zusatzqualifikation des Beigeladenen zu 9. im Bereich plastischer und Ã¤sthetischer
Chirurgie werde von dem fÃ¼r die Ausstellung der Nachweise zustÃ¤ndigen
Chefarzt verzÃ¶gert. Vermutlich gebe es einen Zusammenhang mit dem
Zulassungsverfahren. Neben der Zusatzbezeichnung "Palliativmedizin" nach der
WBO seien sie beide noch Inhaber zahlreicher weiterer fachbezogener
Zusatzqualifikationen.

Aus dem Vorbringen der KlÃ¤gerin sei demgegenÃ¼ber kein besonderes
Versorgungsangebot zu erkennen. Vielmehr wolle die KlÃ¤gerin ihren
Einflussbereich erweitern und Patienten fÃ¼r die stationÃ¤re Behandlung im
Gesundheitszentrum ( â�¦) gewinnen. Die Umsetzung von Dr. E, der bereits in der
NebenbetriebsstÃ¤tte der KlÃ¤gerin in KÃ¶then tÃ¤tig sei, belege, dass keine
ErgÃ¤nzung bzw. Erweiterung oder Verbesserung des Angebotes geplant sei.
Ohnehin bÃ¶ten auch sie â�� die Beigeladenen zu 8. und 9. â�� neben den
konservativen Leistungen ihres Fachgebietes ebenfalls ambulante Operationen an
und hÃ¤tten insoweit mit dem ( â�¦), das nur 1.000 m von ihrem Praxisort entfernt
liege, einen entsprechenden Vertrag geschlossen. Zudem seien sie belegÃ¤rztlich in
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der ( â�¦)Klinik Zerbst tÃ¤tig. Der Hinweis der KlÃ¤gerin, sie wolle eine
VersorgungslÃ¼cke in GrÃ¤fenhainichen schlieÃ�en, sei unzutreffend. Dies ergebe
sich bereits aus der Stellungnahme von Dipl.-Med. C. Vielmehr gebe es einen
ungedeckten Bedarf in der Lutherstadt Wittenberg, was sich schon daran zeige,
dass sie seit ihrer NeugrÃ¼ndung in nur 16 Tagen bereits 610 BehandlungsfÃ¤lle
gehabt hÃ¤tten. Sie betreuten zudem vertraglich bereits mehrere Pflegeheime.
DemgegenÃ¼ber wÃ¼rde die Schaffung einer NebenbetriebsstÃ¤tte der KlÃ¤gerin
mit einer vollen Arztstelle in GrÃ¤fenhainichen keine wesentliche Verbesserung der
Versorgung bringen. Dies aber sei Voraussetzung fÃ¼r die Einrichtung einer
Zweigpraxis. Vielmehr kÃ¶nne man dort fast von einer Ã�berversorgung ausgehen.

Der Beklagte ermittelte im weiteren Verfahren die Behandlungsfallzahlen von
Dipl.-Med. C, HNO-Ã�rztin in GrÃ¤fenhainichen (GHC), und den beiden weiteren HNO-
Ã�rzten in der Lutherstadt Wittenberg (WB), Dipl.-Med. F und Dipl.-Med. G, in den
Quartalen 3/2015 bis 4/2016 sowie die Einwohnerzahlen im Planungsbereich fÃ¼r
HNO-FachÃ¤rzte, dem Landkreis Wittenberg mit den Gemeinden: Stadt Annaburg
(6.932 Einwohner), Bad Schmiedeberg (8.475 Einwohner), Stadt Coswig/Anhalt
(12.184 Einwohner), Stadt GrÃ¤fenhainichen (11.944 Einwohner), Stadt
Jessen/Elster (14.215 Einwohner), Stadt Kemberg (9.954 Einwohner), Lutherstadt
Wittenberg (46.475 Einwohner), Stadt Oranienbaum-WÃ¶rlitz (8.980 Einwohner)
und Stadt Zahna-Elster (9.288 Einwohner). Folgende Behandlungsfallzahlen ergaben
sich aus den Abrechnungsdaten:

BHF HNO-Arzt

Quartal 3/2015 4/2015 1/2016 2/2016 3/2016 4/2016

GHC C 1293 1298 1311 1148 1333 1316
WB G 1369 1304 1217 1526 1204 1232
WB F 1203 2099 2048 2104 2007 1909

Nach mÃ¼ndlicher Verhandlung wies der Beklagte den Widerspruch der KlÃ¤gerin
mit Beschluss vom 3.5.2017 zurÃ¼ck und ordnete die sofortige Vollziehung der
Entscheidung an. Am 28.7.2017 wurden der KlÃ¤gerin die schriftliche Ausfertigung
des Beschlusses zugestellt. Der Beklagte fÃ¼hrte hierin aus, der Widerspruch sei
unzulÃ¤ssig. Der Antrag der KlÃ¤gerin auf Genehmigung der Anstellung von Dr. A
und Dr. B habe sich erledigt, nachdem die KlÃ¤gerin erklÃ¤rt habe, beide Ã�rzte
stÃ¼nden fÃ¼r die Besetzung nicht mehr zur VerfÃ¼gung. Zwar sei er â�� der
Berufungsausschuss â�� umfassend fÃ¼r die Entscheidung Ã¼ber die Zulassung
zustÃ¤ndig, jedoch schlieÃ�e dies den Austausch der Ã�rzte im Auswahlverfahren
aus, weil der Zulassungsausschuss zuvor keine Gelegenheit gehabt habe, die neu
benannten Ã�rzte bei seiner Auswahlentscheidung zu berÃ¼cksichtigen. Nach
RÃ¼cknahme des Antrags bezÃ¼glich der zunÃ¤chst benannten Ã�rzte sei die
Benennung neuer Ã�rzte als neuer Antrag zu werten, Ã¼ber den zuerst der
Zulassungsausschuss zu befinden habe. Der ursprÃ¼nglich gestellte Antrag sei
nicht abstrakt ohne Bezug auf die Ã�rzte zu betrachten. In tatsÃ¤chlicher und
rechtlicher Hinsicht entscheide der Berufungsausschuss allein Ã¼ber die
Zulassungssache, die Gegenstand der Entscheidung des Zulassungsausschusses
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gewesen sei. An diesem Auswahlverfahren hÃ¤tten die neu benannten Ã�rzte nicht
teilgenommen. Ã�berdies sei der Widerspruch auch unbegrÃ¼ndet. Unterstellt, der
Antrag der KlÃ¤gerin auf Genehmigung der Anstellung von Dr. E und Dr. D sei bei
der Auswahlentscheidung zu berÃ¼cksichtigen gewesen, sei der Antrag zwar
wegen der langen Vakanz der Arztsitze nicht an eine Ausschreibungsfrist gebunden
gewesen, jedoch wÃ¤re gleichwohl die Auswahl der Beigeladenen zu 8. und 9. nicht
zu beanstanden und die Ablehnung des Antrags der KlÃ¤gerin rechtmÃ¤Ã�ig
gewesen. Von den Kriterien bei der Auswahl eines Praxisnachfolgers nach Â§ 103
Abs. 4 Satz 5 und Abs. 5 Satz 3 SGB V seien folgende Gesichtspunkte entsprechend
heranzuziehen: die berufliche Eignung, das Approbationsalter, die Dauer der
Ã¤rztlichen TÃ¤tigkeit, eine mindestens fÃ¼nf Jahre dauernde vertragsÃ¤rztliche
TÃ¤tigkeit in einem Gebiet, in dem der Landesausschuss das Bestehen von
Unterversorgung festgestellt hat sowie die BerÃ¼cksichtigung des Bewerbers von
Belangen von Menschen mit Behinderung beim Zugang zur Versorgung.

Weder die berufliche Eignung noch das Approbationsalter, das bei allen Ã�rzten
hÃ¶her als fÃ¼nf Jahre sei, verschaffe den Bewerbern einen wesentlichen Vorteil.
Hinsichtlich der Dauer der fachÃ¤rztlichen TÃ¤tigkeit habe die KlÃ¤gerin einen
gewissen Nachteil, da Dr. D die geringste fachÃ¤rztliche Erfahrung aufgewiesen
habe. Einen gewissen Vorteil habe der Beigeladene zu 8., weil er die
Zusatzbezeichnung "Palliativmedizin" nachgewiesen habe. Die Herstellung der
Barrierefreiheit beider konkurrierenden Praxen werde von den Beteiligten versichert
und kÃ¶nne somit als gegeben unterstellt werden. Die Ã¼brigen in der Vorschrift
genannten Kriterien seien unbeachtlich, da die Voraussetzungen, z. B. eine
Ausschreibung oder eine Praxisnachfolge, nicht vorgelegen hÃ¤tten und keiner der
Bewerber in der Warteliste eingetragen gewesen sei.

FÃ¼r die Auswahl, neben dem Beigeladenen zu 8. den Beigeladenen zu 9. den
Ã�rzten der KlÃ¤gerin vorzuziehen, seien daher Versorgungsgesichtspunkte
ausschlaggebend gewesen. Im maÃ�geblichen Planungsbereich Wittenberg seien
bislang drei FachÃ¤rzte fÃ¼r HNO-Heilkunde vertragsÃ¤rztlich tÃ¤tig. Eine Ã�rztin
habe ihre Praxis in GrÃ¤fenhainichen, wo die KlÃ¤gerin ihre NebenbetriebsstÃ¤tte
errichten wolle, zwei Ã�rzte seien in Praxen in der Lutherstadt Wittenberg tÃ¤tig.
Die Verteilung der BevÃ¶lkerung im Planungsbereich und die dortige
Verkehrsstruktur, insbesondere die Querung der Elbe, machten es zur Herstellung
eines Gleichgewichtes in der Patientenversorgung erforderlich, beide
Neuzulassungen in der Lutherstadt Wittenberg anzusiedeln. FÃ¼r die Einwohner der
nÃ¶rdlich und Ã¶stlich der Lutherstadt Wittenberg gelegenen StÃ¤dte Coswig,
Zahna-Elster und Jessen (Elster) sei eine Praxis innerhalb des Planungsbereiches in
GrÃ¤fenhainichen nur Ã¼ber die Lutherstadt Wittenberg zu erreichen, denn nur
dort kÃ¶nne die Elbe als nÃ¤chste MÃ¶glichkeit Ã¼berquert werden. Gleiches gelte
fÃ¼r die sÃ¼dlich im Planungsbereich gelegene Stadt Annaburg. Die genannten
StÃ¤dte wiesen insgesamt eine Einwohnerzahl von 89.094 auf. Die Stadt Kemberg
mit 9.954 Einwohnern liege zwischen der Lutherstadt Wittenberg und
GrÃ¤fenhainichen, so dass Patienten die gleichen Anfahrtswege hÃ¤tten. Das
VerhÃ¤ltnis der Patientenzahlen (Einwohner) zu den Arztzahlen â�� bei
BerÃ¼cksichtigung der Einwohner von Kemberg zu einer HÃ¤lfte fÃ¼r
GrÃ¤fenhainichen und zur anderen HÃ¤lfte fÃ¼r Lutherstadt Wittenberg â�� zeige,
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dass ein Arzt in GrÃ¤fenhainichen rechnerisch 23.576, in der Lutherstadt
Wittenberg indes 94.071 Patienten versorge. Ausweislich der 18.
Versorgungsstandmitteilung fÃ¼r die vertragsÃ¤rztliche Versorgung im Land
Sachsen-Anhalt betrage die angepasste VerhÃ¤ltniszahl in der Fachgruppe der HNO-
Ã�rzte im Planungsbereich Wittenberg 31.132 Patienten. Diese Anzahl belege, dass
die HNO-Ã¤rztliche Versorgung in GrÃ¤fenhainichen als ausreichend zu betrachten
sei. BestÃ¤tigt werde dies durch die bereits tÃ¤tige HNO-Ã�rztin, die Ã¼ber kurze
Wartezeiten berichtet habe, andererseits aber geschildert habe, dass Patienten aus
der Lutherstadt Wittenberg sie wegen der dort vorherrschenden langen Wartezeiten
in Anspruch nÃ¤hmen oder nach Dessau-RoÃ�lau auswichen. Im Ergebnis habe der
deutlich hÃ¶here Bedarf in der Lutherstadt Wittenberg sowie deren vorteilhaftere
zentrale Lage im Planungsbereich den Ausschlag fÃ¼r die Zulassung der
Beigeladenen zu 8. und 9. gegeben. DemgegenÃ¼ber habe das von der KlÃ¤gerin
in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vorgestellte Konzept den Beklagten nicht
Ã¼berzeugt. Anders als die Beigeladenen zu 8. und 9. wolle die KlÃ¤gerin
ambulante Operationen im Gesundheitszentrum Bitterfeld-Wolfen, also auÃ�erhalb
des maÃ�geblichen Planungsbereiches im gleichnamigen benachbarten
Planungsbereich durchfÃ¼hren. Die Anordnung der sofortigen Vollziehung der
Entscheidung habe im Patienteninteresse gelegen, da dadurch das
Versorgungsdefizit zeitnah habe geschlossen werden kÃ¶nnen.

Mit der am 25.8.2017 beim Sozialgericht Magdeburg erhobenen Klage wendet sich
die KlÃ¤gerin gegen die Entscheidung des Beklagten. Ihrer Ansicht nach sei der
Widerspruch zulÃ¤ssig gewesen. Die Kompetenz des Beklagten beschrÃ¤nke sich
nicht auf die Ã�berprÃ¼fung der Entscheidung des Zulassungsausschusses,
sondern er kÃ¶nne auf der Grundlage des aktuellen Sachverhaltes zum Zeitpunkt
seiner Entscheidung Ã¼ber die Zulassung selbst beschlieÃ�en. Streitbefangen sei
der Antrag auf Zulassung in Form der Erteilung der Anstellungsgenehmigung, der
sich inhaltlich nicht infolge des Wechsels der Ã�rzte Ã¤ndere. Selbst wenn die
Benennung der neuen Ã�rzte als neuer Antrag aufgefasst wÃ¼rde, sei er zu
berÃ¼cksichtigen gewesen, weil die Beantragung der Zulassung nicht
fristgebunden gewesen sei. Wegen der funktionellen ZustÃ¤ndigkeit des
Berufungsausschusses nach Erhebung des Widerspruchs sei der
Zulassungsausschusses nicht mehr fÃ¼r die Nachbewerbung zustÃ¤ndig gewesen.
Ã�berdies sei der Beschluss des Beklagten verfahrensfehlerhaft zustande
gekommen, weil er es versÃ¤umt habe, den vierten Bewerber am Auswahlverfahren
zu beteiligen. Die Klage sei auch begrÃ¼ndet, denn sie habe gemÃ¤Ã� Â§ 26 Abs. 4
Nr. 3 Bedarfsplanungsrichtlinie einen Anspruch auf Erteilung der
Anstellungsgenehmigungen fÃ¼r Dr. E und Dr. D. Eine entsprechende Anwendung
der vom Beklagten genannten Vorschriften komme nicht in Betracht, weil weder
deren Voraussetzungen, noch eine planwidrige RegelungslÃ¼cke als
AnknÃ¼pfungspunkt fÃ¼r eine entsprechende Heranziehung vorgelegen habe. Bei
der Angelegenheit handele es sich weder um eine Nachbesetzung noch um eine
Konzeptbewerbung der KlÃ¤gerin. Gemessen an den Kriterien der
Bedarfsplanungsrichtlinie sei die Zulassung des Beigeladenen zu 9. fehlerhaft
gewesen. Dieser habe nicht den zuletzt benannten Ã�rzten vorgezogen werden
dÃ¼rfen. Dr. D sei vielmehr im Vergleich zum Beigeladenen zu 8. beruflich gleich
geeignet gewesen, denn ihre Zusatzqualifikation als Master Neuraltherapie habe die
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gleiche Bedeutung wie seine Zusatzqualifikation Palliativmedizin. Der Beklagte habe
daher zu dem Ergebnis kommen mÃ¼ssen, eine Vollzulassung dem Beigeladenen
zu 8. in der Lutherstadt Wittenberg und die zweite ihr â�� der KlÃ¤gerin â�� in Form
der begehrten Anstellungsgenehmigungen fÃ¼r den Standort GrÃ¤fenhainichen zu
erteilen. Sie kÃ¶nne die Vollzulassung auch ausfÃ¼llen, weil sowohl Dr. E, als auch
Dr. D jeweils im Umfang einer halben Zulassung tÃ¤tig sein wÃ¼rden. Weder der
Gesichtspunkt der Bildung einer BerufsausÃ¼bungsgemeinschaft zwischen den
Beigeladenen zu 8. und 9., noch der Umstand, ob die TÃ¤tigkeit freiberuflich oder
als angestellter Arzt ausgeÃ¼bt werde, habe fÃ¼r die Auswahl eine Rolle spielen
dÃ¼rfen. Die Entscheidung sei aus Versorgungsgesichtspunkten deshalb fehlerhaft,
weil sie einseitig auf die Versorgungslage im nÃ¶rdlichen Planungsbereich abstelle
und den sÃ¼dlichen Teil benachteilige. Sie â�� die KlÃ¤gerin â�� beabsichtige eine
Kooperation ihres Standortes in GrÃ¤fenhainichen mit ihrem Standort in Bitterfeld-
Wolfen, wodurch die Versorgungslage im SÃ¼den des Planungsbereiches gestÃ¤rkt
werde. Die angefochtenen Zulassungen in der Lutherstadt Wittenberg fÃ¼hrten zu
einem Ungleichgewicht zu Lasten des SÃ¼dens. Aus tatsÃ¤chlichen GrÃ¼nden
kÃ¶nnten die Beigeladenen zu 8. und 9. auch nicht vollstÃ¤ndig dem
Versorgungsauftrag nachkommen, denn dem Internetauftritt der HELIOS-Klinik
Zerbst/Anhalt sei zu entnehmen, dass beide im Umfang von 10 Stunden
wÃ¶chentlich dort tÃ¤tig seien. Diese Klinik sei 43 Kilometer von deren Praxis
entfernt. Zusammen mit der Fahrzeit bestreite sie, dass die beiden Ã�rzte mehr als
30 Stunden in der Woche fÃ¼r die Praxis zur VerfÃ¼gung stÃ¼nden. Ã�berdies
kÃ¶nne eine operative TÃ¤tigkeit in Zerbst die Versorgung des maÃ�geblichen
Planungsbereichs nicht stÃ¤rken, weil die Stadt nicht im Planungsbereich
Wittenberg liege. Fehlerhaft habe der Beklagte auch die Stadt Coswig in seine
ErwÃ¤gungen einbezogen, denn diese gehÃ¶re zum Planungsbereich Dessau-
RoÃ�lau. Gleiches gelte fÃ¼r die StÃ¤dte Annaburg, Jessen und Oranienbaum-
WÃ¶rlitz. Demnach habe der Beklagte andere StÃ¤dte aus benachbarten
Planungsbereichen zu Lasten der KlÃ¤gerin auÃ�er Acht gelassen. Anders als der
Beklagte annehme, kÃ¶nne GrÃ¤fenhainichen sowohl von Bad Schmiedeberg als
auch von Kemberg mit dem PKW in etwa einer halben Stunde erreicht werden, so
dass kein Grund bestehe, anzunehmen, die Patienten wÃ¼rden eine Praxis in der
Lutherstadt Wittenberg bevorzugen. Der Beklagte habe daher den
Versorgungsbedarf dort Ã¼berbewertet und maÃ�gebliche Gesichtspunkte zu ihren
â�� der KlÃ¤gerin â�� Lasten nicht berÃ¼cksichtigt.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

den Beschluss des Beklagten vom 03.05.2017 aufzuheben, soweit er die Zulassung
des Herrn Dr. H umfasst und den Beklagten zu verurteilen, ihm die Genehmigung
zur Anstellung von Herrn Dr. E sowie Frau Dr. D, beide jeweils in einem Umfang von
10 bis 20 Stunden wÃ¶chentlich, zu erteilen, hilfsweise Ã¼ber die Zulassung bzw.
Genehmigung der Anstellung von Herrn Dr. E sowie Frau Dr. D erneut unter
BerÃ¼cksichtigung der Rechtsauffassung des Gerichts zu entscheiden.

Den ursprÃ¼nglich angekÃ¼ndigten Antrag auf Anfechtung der Zulassung des
Beigeladenen zu 8. hat die KlÃ¤gerin in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 18.
Dezember 2019 zurÃ¼ckgenommen.
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Der Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Er hat sich schriftlich nicht weiter geÃ¤uÃ�ert.

Die mit Beschluss vom 5.11.2018 zu 1. beigeladene KassenÃ¤rztliche Vereinigung
stellt keinen Antrag, hat sich aber im Verfahren geÃ¤uÃ�ert. Sie trÃ¤gt vor, die
KlÃ¤gerin habe keinen Anspruch auf Erteilung der begehrten
Anstellungsgenehmigungen. Die von der KlÃ¤gerin benannten Ã�rzte verfÃ¼gten
Ã¼ber keine gegenÃ¼ber den Beigeladenen zu 8. und 9. hinausgehende
Qualifikationen, welche aus versorgungsrelevanten Gesichtspunkten zu
berÃ¼cksichtigen wÃ¤ren. Ã�berdies kÃ¶nne die neuraltherapeutische Qualifikation
von Dr. D nicht mit der Zusatzbezeichnung "Palliativmedizin" verglichen werden.
Die Neuraltherapie sei ein alternatives Heilverfahren, das weder in dem
Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung aufgenommen, noch vom
Gemeinsamen Bundesausschuss empfohlen worden sei. Daher fehle ihm die
vertragsÃ¤rztliche Relevanz. Fehl gehe die KlÃ¤gerin auch darin, die StÃ¤dte
Coswig, Annaburg, Jessen und Oranienbaum-WÃ¶rlitz nicht im maÃ�geblichen
Planungsbereich zu verorten, denn dieser werde hinsichtlich der HNO-
fachÃ¤rztlichen Versorgung durch den Landkreis Wittenberg beschrieben, zu dem
die genannten StÃ¤dte gehÃ¶rten. Zurecht habe der Beklagte daher die geplanten
Niederlassungsorte anhand dieser StÃ¤dte gemessen und vor allem die
Besonderheit berÃ¼cksichtigt, dass die Elbe, die den Planungsbereich
durchschneide, nur in der Lutherstadt Wittenberg und in Vockerode gequert werden
kÃ¶nne. Dieser Umstand beeinflusse die Anfahrtswege der Patienten erheblich.
Letztlich wÃ¼rden auch die ermittelten BehandlungsfÃ¤lle der bisherigen drei HNO-
Ã�rzte im Planungsbereich die Entscheidung des Beklagten tragen. In der
Lutherstadt Wittenberg seien deutlich hÃ¶here Fallzahlen angefallen, als in
GrÃ¤fenhainichen, wo gemessen an den Durchschnittsfallzahlen der HNO-Ã�rzte in
Sachsen-Anhalt von 1.447 FÃ¤llen lediglich unterdurchschnittliche
Behandlungsfallzahlen zu verzeichnen gewesen seien. Von einem
Versorgungsengpass in GrÃ¤fenhainichen kÃ¶nne daher anders als in der
Lutherstadt Wittenberg keine Rede sein. Letztlich belege dies auch die
Stellungnahme der HNO-Ã�rztin aus GrÃ¤fenhainichen.

Die mit Beschluss vom 5.11.2018 zu 2. bis 7. notwendig beigeladenen
KrankenkassenverbÃ¤nde und die mit Beschluss vom 14.11.2019 zu 8. und 9.
notwendig beigeladenen Ã�rzte stellen keine AntrÃ¤ge.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 18. Dezember 2019 hat die
ProzessbevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤gerin vorgetragen, ihres Wissens nach seien die
Unterlagen fÃ¼r Frau Dr. D und Herrn Dr. E bei dem Beklagten eingegangen. Die
Vorsitzende des Beklagten hat darauf erwidert, anhand der bei ihr gefÃ¼hrten
Akten sei zwar erkennbar, dass im Vorfeld der Sitzung der Arbeitsvertrag von Dr. E
angefordert worden sei, im Ã�brigen aber keine Unterlagen eingegangen seien.

Die Gerichtsakte und die Verwaltungsakte des Beklagten haben vorgelegen und
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waren Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung. Wegen der weiteren
Einzelheiten des Sachverhaltes und des Sachvortrages der Beteiligten wird auf den
Inhalt der Gerichtsakte und der Verwaltungsakte ergÃ¤nzend verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die KlÃ¤gerin wendet sich mit der zunÃ¤chst unbeschrÃ¤nkt gegen den Beschluss
des Beklagten vom 3.5.2017 erhobenen Klage nunmehr nur noch gegen die darin
bestÃ¤tigte Zulassung des Beigeladenen zu 9., nachdem sie in der mÃ¼ndlichen
Verhandlung die Klage zurÃ¼ckgenommen hat, soweit der angegriffene Beschluss
die Zulassung des Beigeladenen zu 8. regelt.

Die insoweit zulÃ¤ssige Klage (wegen der isolierten Anfechtung einer teilbaren
Zulassungsentscheidung vgl. Bundessozialgericht (BSG), Urteil vom 15.7.2015 â�� 
B 6 KA 32/14 R, Rn 20 ff., zitiert nach juris) ist unbegrÃ¼ndet.

Der Beklagte hat die KlÃ¤gerin zu Recht nicht mehr am Auswahlverfahren Ã¼ber
die Zulassung zu einem der beiden Vertragsarztsitze in der Fachgruppe der HNO-
Ã�rzte im Planungsbereich Wittenberg berÃ¼cksichtigt.

Da der Landesausschuss der Ã�rzte und Krankenkassen in dem maÃ�geblichen
Planungsbereich Wittenberg seit mehreren Monaten keine
ZulassungsbeschrÃ¤nkungen angeordnet hatte (vgl. BeschlÃ¼sse vom 14.6.2016,
Abschnitt C. Nr. 5), beruht die Auswahlentscheidung Ã¼ber die Bewerber um einen
Vertragsarztsitz, soweit ein Arzt oder ein MVZ hierfÃ¼r die Zulassung zur
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung beantragt, auf Â§ 95 Abs. 2 SÃ¤tze 1 bis 6
Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch (SGB V, i. d. F. vom 16.7.2015) und, soweit ein
zugelassenes MVZ hierfÃ¼r die Erteilung einer Genehmigung zur Anstellung von
Ã�rzten beantragt, mit denen der Versorgungsauftrag ausgefÃ¼llt werden soll, auf 
Â§ 95 Abs. 2 SÃ¤tze 7 und 8 SGB V. Daneben sind die Vorschriften der
Zulassungsverordnung fÃ¼r VertragsÃ¤rzte (Ã�rzte-ZV) sowie Â§ 26
Bedarfsplanungsrichtlinie des Gemeinsamen Bundesausschusses heranzuziehen.

Danach kann sich jeder Arzt um die Zulassung als Vertragsarzt bewerben, der seine
Eintragung in ein Arztregister nachweist. Die Anstellung eines Arztes in einem
zugelassenen MVZ bedarf der Eintragung in einem Arztregister sowie der
Genehmigung des Zulassungsausschusses. Der Antrag auf Zulassung ist gemÃ¤Ã�
Â§ 18 Ã�rzte-ZV schriftlich zu stellen. In ihm ist anzugeben, fÃ¼r welchen
Vertragsarztsitz und unter welcher Arztbezeichnung die Zulassung beantragt wird.
Dem Antrag sind beizufÃ¼gen:

a) ein Auszug aus dem Arztregister, aus dem der Tag der Approbation, der Tag der
Eintragung in das Arztregister und gegebenenfalls der Tag der Anerkennung des
Rechts zum FÃ¼hren einer bestimmten Facharzt-, Schwerpunkt- oder
Zusatzbezeichnung hervorgehen mÃ¼ssen,

b) Bescheinigungen Ã¼ber die seit der Approbation ausgeÃ¼bten Ã¤rztlichen
TÃ¤tigkeiten,
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c) gegebenenfalls eine schriftliche ErklÃ¤rung Ã¼ber die beabsichtigte
BeschrÃ¤nkung des Umfangs des Versorgungsauftrages,

d) ein Lebenslauf,

e) ein polizeiliches FÃ¼hrungszeugnis,

f) Bescheinigungen der KassenÃ¤rztlichen Vereinigungen, in deren Bereich der Arzt
bisher niedergelassen oder zur Kassenpraxis zugelassen war, aus denen sich Ort
und Dauer der bisherigen Niederlassung oder Zulassung und der Grund einer
etwaigen Beendigung ergeben,

g) eine ErklÃ¤rung Ã¼ber im Zeitpunkt der Antragstellung bestehende Dienst- oder
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse unter Angabe des frÃ¼hestmÃ¶glichen Endes des
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses sowie

h) eine ErklÃ¤rung des Arztes, ob er drogen- oder alkoholabhÃ¤ngig ist oder
innerhalb der letzten fÃ¼nf Jahre gewesen ist, ob er sich innerhalb der letzten
fÃ¼nf Jahre einer Entziehungskur wegen Drogen- oder AlkoholabhÃ¤ngigkeit
unterzogen hat und dass gesetzliche HinderungsgrÃ¼nde der AusÃ¼bung des
Ã¤rztlichen Berufs nicht entgegenstehen.

Diese Voraussetzungen gelten entsprechend fÃ¼r den Antrag auf Genehmigung der
Anstellung eines Arztes (Â§ 1 Abs. 3 Nr. 2, 32b Abs. 2 Ã�rzte-ZV).

Der Beklagte hatte bei seiner Entscheidung sowohl den Antrag der KlÃ¤gerin als
auch die AntrÃ¤ge der Beigeladenen zu 8. und 9. zu prÃ¼fen. Dass er den Antrag
des weiteren Mitbewerbers unberÃ¼cksichtigt gelassen hat, ist unbeachtlich.

Die Beigeladenen zu 8. und 9. waren im Auswahlverfahren zu beteiligen, da sie
jeweils mit Bezug auf die freien Vertragsarztsitze vollstÃ¤ndige AntrÃ¤ge auf
Zulassung zur vertragsÃ¤rztlichen Versorgung gestellt hatten. Die Kammer sieht
von nÃ¤heren AusfÃ¼hrungen hierzu ab, weil dies seitens der KlÃ¤gerin zu keinem
Zeitpunkt in Frage gestellt worden ist.

Die KlÃ¤gerin war zu beteiligen, weil sie beantragt hatte, als zugelassenes MVZ
einen der Vertragsarztsitze dadurch auszufÃ¼llen, indem ihr die Anstellung von Dr.
B und Dr. A genehmigt wird. Ihrem schriftlichen Vorbringen nach, bestÃ¤tigt durch
ihre AusfÃ¼hrungen in der mÃ¼ndlichen Verhandlung, beabsichtigte sie Ã¼berdies
im Anschluss an die Erteilung der Genehmigungen, die Genehmigung der
Einrichtung einer NebenbetriebsstÃ¤tte des MVZ in GrÃ¤fenhainichen zu
beantragen. Dieser Antrag, der gemÃ¤Ã� Â§ 24 Abs. 3 Satz 5 Ã�rzte-ZV an die zu 1.
beigeladene KassenÃ¤rztliche Vereinigung zu richten und an den dort
beschriebenen Voraussetzungen sowie an Â§Â§ 1 Abs. 7, 1a Nr. 22 und 15a Abs. 1,
2 Satz 1 und 3 Bundesmantelvertrag â�� Ã�rzte (i. d. F. seit 1.10.2013) zu messen
gewesen wÃ¤re, ist nach Angaben des Vertreters der Beigeladenen zu 1. nicht
gestellt worden.
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Der weitere Bewerber war im Auswahlverfahren vor dem Beklagten nicht mehr zu
beteiligen, weil er die ablehnende Entscheidung Ã¼ber seinen Antrag, die
abtrennbarer Bestandteil des Beschlusses des Zulassungsausschusses war, nicht
angefochten hatte, so dass die Ablehnung bestandskrÃ¤ftig geworden ist. Das
Vorbringen der KlÃ¤gerin, das Verfahren leide an einem formellen Mangel, weil der
weitere Bewerber nicht beteiligt worden sei, ist daher unbeachtlich, zumal sie durch
das behauptete Defizit nicht einmal beschwert wird.

Nach Ansicht der Kammer ist es rechtlich nicht zu beanstanden, dass der Beklagte
den Antrag der KlÃ¤gerin nach PrÃ¼fung im Auswahlverfahren unberÃ¼cksichtigt
gelassen hat.

Die KlÃ¤gerin geht fehl in der Annahme, dass die Auswechslung beider im
ursprÃ¼nglichen Antrag genannten Ã�rzte (Dr. A, Dr. B) gegen die spÃ¤ter
benannten Ã�rzte (Dr. E, Dr. D ) keine rechtliche Relevanz fÃ¼r das Verfahren
hatte. Immanenter Bestandteil der Auswahl zwischen konkurrierenden
Zulassungsbewerbern in der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung ist die Beurteilung der
benannten Ã�rzte anhand zahlreicher persÃ¶nlicher Angaben. Der Antrag auf
Genehmigung der Anstellung bestimmter Ã�rzte kann daher nicht isoliert oder
abstrakt betrachtet werden (vgl. zur "Konzeptbewerbung" BSG, Urteil vom
15.5.2019 â�� B 6 KA 5/18 R, zitiert nach juris). Die vom Zulassungsausschuss zu
treffende Auswahl hatte zwischen den Beigeladenen zu 8. und 9. sowie Dr. A und
Dr. B und dem weiteren Mitbewerber zu geschehen. Indem die KlÃ¤gerin die von ihr
benannten Ã�rzte im Anschluss an das Auswahlverfahren zurÃ¼ckzog, hatte sich
die sie beschwerende Entscheidung des Zulassungsausschusses im Sinne von Â§ 39
Abs. 2 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X) erledigt. Danach bleibt ein
Verwaltungsakt solange wirksam, solange und soweit er nicht zurÃ¼ckgenommen,
widerrufen, anderweitig aufgehoben oder durch Zeitablauf oder auf andere Weise
erledigt ist. Hier hatte sich die Ablehnung der Genehmigung der Anstellung von Dr.
A und Dr. B auf sonstige Weise erledigt, weil die KlÃ¤gerin nicht mehr an der
Anstellung der beiden Ã�rzte festgehalten hat und somit die Grundlage fÃ¼r die
Auswahlentscheidung hinsichtlich der beiden Ã�rzte entfallen ist (zur Erledigung
eines Konkurrentenstreits vgl. OVG fÃ¼r das Land Nordrhein-Westfalen, Beschluss
vom 15.10.2013 â�� 6 B 1033/13, Rn 5, zitiert nach juris).

Die KlÃ¤gerin war im Anschluss an die Entscheidung des Zulassungsausschusses im
weiteren Verlauf des Auswahlverfahrens nicht berechtigt, die zur Anstellung
vorgesehenen Ã�rzte auszutauschen. Nach Ansicht der Kammer ist dies nicht
zulÃ¤ssig. Ein solches Geschehen wÃ¼rde die Mitbewerber unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig
benachteiligen. Die Rechtsposition des ausgewÃ¤hlten Bewerbers ist zwar wegen
der mÃ¶glichen Rechtsbehelfe nicht sicher, jedoch wÃ¤re das Verfahren vor dem
Zulassungsausschuss vÃ¶llig bedeutungslos, dÃ¼rften die Konkurrenten im
Verfahrensablauf â�� etwa orientiert an der erstinstanzlichen Auswahlentscheidung
â�� angepasst werden (zur UnzulÃ¤ssigkeit eines Austausches von Bewerbern im
Konkurrentenstreit vgl. OVG NRW, a. a. O. Rn 6).

Aus dem von der KlÃ¤gerin eingewandten Umstand, der Beklagte habe nicht nur die
Entscheidung des Zulassungsausschusses zu Ã¼berprÃ¼fen, sondern eine
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eigenstÃ¤ndige Auswahlentscheidung zu treffen, ergibt sich kein anderes Ergebnis.
Richtig ist, dass der Berufungsausschuss nach Einlegen des Widerspruchs die fÃ¼r
das nachfolgende gerichtliche Verfahren maÃ�gebende Verwaltungsentscheidung
trifft, die ein umfassendes Verwaltungsverfahren in einer zweiten
Verwaltungsinstanz, welches kein Widerspruchsverfahren im Sinne des SGG
darstellt, abschlieÃ�t (vgl. BSG, Urteil vom 27.1.1993 â�� RKa 40/91, Rn 14, zitiert
nach juris). Das bedeutet, dass sich der Berufungsausschuss nicht auf die rein
rechtliche Ã�berprÃ¼fung der Entscheidung des Zulassungsausschusses zu
beschrÃ¤nken hat, sondern er Ã¼ber die Zulassungssache in tatsÃ¤chlicher und
rechtlicher Beziehung vollinhaltlich und umfassend entscheidet (BSG, Urteil vom
27.1.1993, a. a. O., Rn 17, 20). Dies bedeutet aber nicht, dass beim
Berufungsausschuss ein Zulassungsverfahren eingeleitet werden kann, denn die
funktionelle ZustÃ¤ndigkeit fÃ¼r die Verfahrenseinleitung liegt ausschlieÃ�lich
beim Zulassungsausschuss. Unter Ã�bergehung des Zulassungsausschusses
sogleich und unmittelbar eine Entscheidung des Berufungsausschusses
nachzusuchen, ist unzulÃ¤ssig (BSG, Urteil vom 27.1.1993, a. a. O., Rn 18). Diese
Besonderheiten hinsichtlich der Zulassungsgremien im Vertragsarztrecht
rechtfertigen es indes nicht, den Streitgegenstand des zugrundeliegenden
Zulassungsverfahrens, der durch die beim Zulassungsausschuss gestellten
AntrÃ¤ge inhaltlich abgesteckt wird, durch Austausch der Bewerber im Verfahren
vor dem Berufungsausschuss zu verÃ¤ndern. Das Recht des Berufungsausschusses,
weitere inhaltliche Ermittlungen zur Zulassungssache anzustellen, bleibt davon
unberÃ¼hrt.

Aber selbst wenn die Kammer unterstellt, der Austausch der Ã�rzte vor der
Entscheidung des Beklagten wÃ¤re zulÃ¤ssig gewesen, war der Beklagte nicht
verpflichtet gewesen, den Antrag der KlÃ¤gerin zu berÃ¼cksichtigen. Denn die
Einbeziehung des Antrags der KlÃ¤gerin in das Auswahlverfahren setzte voraus,
dass er zum Zeitpunkt der Entscheidung vollstÃ¤ndig eingereicht war und die
notwendigen Belege und ErklÃ¤rungen beigefÃ¼gt waren. Dies ergibt sich
entsprechend aus Â§ 26 Abs. 4 Nr. 2 Satz 2 Bedarfsplanungsrichtlinie. Nach der
zeitlich weit zurÃ¼ckliegenden Entsperrung des Planungsbereiches fÃ¼r die
maÃ�gebliche Facharztgruppe der HNO-Ã�rzte lief zwar keine Frist mehr, die von
den Bewerbern fÃ¼r die Abgabe der ZulassungsantrÃ¤ge zu beachten gewesen
wÃ¤re. Dies entbindet die Bewerber jedoch nicht von der Pflicht aus Â§ 18 Ã�rzte-
ZV und der o. g. Vorschrift der Bedarfsplanungsrichtlinie, ihre AntrÃ¤ge vollstÃ¤ndig
abzugeben, denn den Zulassungsgremien mÃ¼ssen hinreichend aussagefÃ¤hige
Entscheidungsgrundlagen zur VerfÃ¼gung stehen. Dies hatte die KlÃ¤gerin
jedenfalls fÃ¼r die spÃ¤ter benannten Ã�rzte versÃ¤umt.

Ob die erforderlichen Unterlagen fÃ¼r Dr. B und Dr. A dem Zulassungsausschuss
vorgelegen haben, ist nach RÃ¼cknahme des Antrags auf Erteilung der
Anstellungsgenehmigungen fÃ¼r diese Ã�rzte ohne Belang. Im weiteren Verlauf des
Verwaltungsverfahren hat die KlÃ¤gerin aber weder fÃ¼r Frau Dr. D, noch fÃ¼r Dr.
E vollstÃ¤ndige Antragsunterlagen eingereicht.

Aus den vom Gericht beigezogenen VerwaltungsvorgÃ¤ngen des Beklagten war
nicht ersichtlich, dass die KlÃ¤gerin etwa einen Antragsvordruck Ã¼ber Frau Dr. D

                            15 / 20



 

mit ihren persÃ¶nlichen Angaben und einen Lebenslauf, ein polizeiliches
FÃ¼hrungszeugnis oder einen Auszug aus dem Arztregister eingereicht hat. Ebenso
fehlen Bescheinigungen Ã¼ber die seit der Approbation ausgeÃ¼bten (ambulanten
und stationÃ¤ren) Ã¤rztlichen TÃ¤tigkeiten sowie Bescheinigungen der
KassenÃ¤rztlichen Vereinigungen, in deren Bereich Frau Dr. D bis dahin
niedergelassen oder zur Kassenpraxis zugelassen war, aus denen sich Ort und
Dauer der bisherigen Niederlassung oder Zulassung und der Grund einer etwaigen
Beendigung ergeben hÃ¤tten. Es liegen weder eine ErklÃ¤rung Ã¼ber im Zeitpunkt
der Antragstellung bestehende Dienst- oder BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse unter
Angabe des frÃ¼hestmÃ¶glichen Endes des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses, noch
eine ErklÃ¤rung darÃ¼ber, dass keine Drogen- oder AlkoholabhÃ¤ngigkeit besteht
bzw. bestanden hat, vor und auch die ErklÃ¤rung darÃ¼ber, dass gesetzliche
HinderungsgrÃ¼nde der AusÃ¼bung des Ã¤rztlichen Berufs nicht entgegenstehen,
fehlt.

Auch fÃ¼r Dr. E fehlen wesentliche Angaben. Es hat weder ein Antragsvordruck mit
den persÃ¶nlichen Daten vorgelegen, noch hat die KlÃ¤gerin die oben genannten
Pflichtbelege und -erklÃ¤rungen eingereicht. Dass Dr. E bereits im Bereich der
zustÃ¤ndigen, zu 1. beigeladenen KassenÃ¤rztlichen Vereinigung als angestellter
Arzt in der NebenbetriebsstÃ¤tte der KlÃ¤gerin in KÃ¶then in der
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung tÃ¤tig war, entbindet die KlÃ¤gerin nicht von der
Verpflichtung, vollstÃ¤ndige Unterlagen fÃ¼r den Antrag auf Genehmigung der
Anstellung in GrÃ¤fenhainichen vorzulegen. Vielmehr erforderte gerade dieser
Umstand eine ErlÃ¤uterung der KlÃ¤gerin, anhand von Belegen darzulegen, auf
welche Weise sie beabsichtigte, die entstehende LÃ¼cke in KÃ¶then zu schlieÃ�en.
Die in der E-Mail vom 2.5.2017 von der KlÃ¤gerin angekÃ¼ndigte Absicht, Dr. E
durch die VollzeittÃ¤tigkeit der anderen Ã�rztin zu ersetzen, genÃ¼gt nicht den
Anforderungen an die VollstÃ¤ndigkeit der Zulassungsunterlagen. Zwar hatte die
KlÃ¤gerin den bestehenden Arbeitsvertrag mit Dr. E hinsichtlich der BeschÃ¤ftigung
in der NebenbetriebsstÃ¤tte in KÃ¶then Ã¼bersandt, dieser war aber fÃ¼r die
Beurteilung der Genehmigungen fÃ¼r die beabsichtigte NebenbetriebsstÃ¤tte
unerheblich. Es fehlte daher die Vorlage des angekÃ¼ndigten Arbeitsvertrages mit
Dr. E Ã¼ber eine BeschÃ¤ftigung in GrÃ¤fenhainichen Ã¼ber 20 Stunden
wÃ¶chentlich, welcher mit Bezug auf die beantragte Genehmigung hÃ¤tte bedingt
gefasst werden kÃ¶nnen. Als Beleg fÃ¼r die konkrete Umsetzung ihres Vorhabens
hÃ¤tte die KlÃ¤gerin ferner ErklÃ¤rungen von Dr. E Ã¼ber die Beendigung seiner
TÃ¤tigkeit in KÃ¶then und vor allem Ã¼ber die KompatibilitÃ¤t seines Einsatzes in
GrÃ¤fenhainichen mit seiner VollzeittÃ¤tigkeit als Chefarzt im Gesundheitszentrum
Bitterfeld-Wolfen einreichen mÃ¼ssen. SchlieÃ�lich gehÃ¶rte hierzu neben dem
bereits erwÃ¤hnten, fehlenden Antrag auf Einrichtung einer NebenbetriebsstÃ¤tte
in GrÃ¤fenhainichen auch eine ErklÃ¤rung der weiteren in KÃ¶then tÃ¤tigen Ã�rztin
(bzw. ein Antrag der KlÃ¤gerin) Ã¼ber die VerÃ¤nderung der bisherigen Teilzeit in
Vollzeit, denn die Absicherung der drohenden Vakanz in KÃ¶then war
bedarfsplanerisch relevant und hatten die Zulassungsgremien zu beachten.

Diese Bescheinigungen und ErklÃ¤rungen sind nach Ansicht der Kammer auch dann
nicht entbehrlich, sondern beizubringen bzw. glaubhaft zu machen, wenn die
benannten Ã�rzte bereits in der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung der zustÃ¤ndigen
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KassenÃ¤rztlichen Vereinigung tÃ¤tig sind. Dies muss insbesondere fÃ¼r
UmstÃ¤nde einleuchten, die sich nicht aus der bisherigen vertragsÃ¤rztlichen
TÃ¤tigkeit ergeben oder aktualisierungsbedÃ¼rftig sind (z. B. SuchterklÃ¤rung,
FÃ¼hrungszeugnis). Die Zulassungsgremien sollen ihre neue Statusentscheidung
ohne Weiteres aus den von allen Bewerbern vollstÃ¤ndig vorzulegenden
Bewerbungsunterlagen treffen. Bewerber, die von der Vorlage von Unterlagen ganz
oder teilweise befreit wÃ¤ren, hÃ¤tten einen Wettbewerbsvorteil, der nicht durch
eine entsprechende gesetzliche Vorschrift gerechtfertigt wird. Weder die
Vorschriften des SGB V, noch der Ã�rzte-ZV, des BMV-Ã� oder der
Bedarfsplanungsrichtlinie sehen eine solche Erleichterung vor.

Die KlÃ¤gerin hat die Kammer nicht davon Ã¼berzeugen kÃ¶nnen, dass sie die
AntrÃ¤ge auf Genehmigung der Anstellung von Dr. E und Dr. D vollstÃ¤ndig und um
die notwendigen Anlagen ergÃ¤nzt eingereicht hat. Dieser Umstand war bereits im
Verfahren vor dem Beklagten von den Beigeladenen zu 8. und 9. gerÃ¼gt worden.
Dem Beklagten hatte die KlÃ¤gerin vor seiner Entscheidung auf dessen Anfrage hin
nur den damals aktuellen Arbeitsvertrag von Dr. E zur TeilzeitbeschÃ¤ftigung in
KÃ¶then Ã¼bersandt. Aus den vom Gericht beigezogenen Akten des Beklagten
waren die fehlenden Unterlagen nicht zu entnehmen. Ein Versand an den
Zulassungsausschuss erscheint angesichts des Vorbringens der KlÃ¤gerin, dieser
sei ohnehin nicht die zustÃ¤ndige Stelle fÃ¼r ihren Antrag gewesen,
widersprÃ¼chlich. In der mÃ¼ndlichen Verhandlung vor der Kammer konnte die
KlÃ¤gerin nicht sicher bestÃ¤tigen, ob und welche Unterlagen sie wo eingereicht
hat. Daraus folgt, dass der Beklagte die KlÃ¤gerin schon aufgrund der
unvollstÃ¤ndigen Antragsunterlagen bei der Auswahl hÃ¤tte unberÃ¼cksichtigt
lassen dÃ¼rfen.

Die vom Beklagten beschlossene Auswahl der Beigeladenen zu 8. und 9. ist nach
Auffassung der Kammer aber selbst dann nicht zu beanstanden, wenn unterstellt
wird, dass der Austausch der Ã�rzte nach der Entscheidung des
Zulassungsausschusses zulÃ¤ssig war und dass alle erforderlichen Unterlagen zum
Zeitpunkt der Entscheidung vorgelegen haben oder diese hÃ¤tten nachgereicht
werden dÃ¼rfen.

In dem Fall hÃ¤tte die Klage keinen Erfolg, weil die Entscheidung des Beklagten, bei
der Auswahl nicht von der Auswahl des Zulassungsausschusses abzuweichen,
materiell-rechtlich nicht zu beanstanden ist.

Rechtlicher MaÃ�stab fÃ¼r die Auswahl ist Â§ 26 Abs. 4 Nr. 3
Bedarfsplanungsrichtlinie. Danach entscheidet der Zulassungsausschuss unter
mehreren Bewerbern nach pflichtgemÃ¤Ã�em Ermessen unter BerÃ¼cksichtigung
folgender Kriterien:

â�� berufliche Eignung

â�� Dauer der bisherigen Ã¤rztlichen TÃ¤tigkeit

â�� Approbationsalter
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â�� Dauer der Eintragung in die Warteliste

â�� bestmÃ¶gliche Versorgung der Versicherten im Hinblick auf die Wahl des
Vertragsarztsitzes

â�� Entscheidung nach Versorgungsgesichtspunkten

â�� Belange von Menschen mit Behinderung beim Zugang zur Versorgung.

Die vom Beklagten fÃ¼r seine Entscheidung entsprechend herangezogene
Vorschrift des Â§ 103 Abs. 4 SGB V Ã¼ber die Nachbesetzung eines
Vertragsarztsitzes findet keine unmittelbare Anwendung, weil dessen
Grundvoraussetzung, die Sperrung des Planungsbereichs durch
ZulassungsbeschrÃ¤nkungen in der betroffenen Facharztgruppe, hier nicht erfÃ¼llt
ist. Die besonderen Vorschriften aus Â§Â§ 100 bis 104 SGB V sind nur zu
berÃ¼cksichtigen, wenn der Landesausschuss der Ã�rzte und Krankenkassen im
maÃ�geblichen Planungsbereich ZulassungsbeschrÃ¤nkungen angeordnet hat,
welche die Zulassungsgremien zu beachten haben. Dies war hier nicht der Fall.
Dass der Beklagte seine Entscheidung an diese Rechtsgrundlage angeknÃ¼pft hat,
ist allerdings unschÃ¤dlich, weil sich dieser Umstand letztlich bei keinem Bewerber,
so auch nicht bei der KlÃ¤gerin, nachteilig auf die Auswahl ausgewirkt hat, weil
dieselben Gesichtspunkte zu beachten waren.

Gemessen an den genannten Voraussetzungen war die Entscheidung des
Zulassungsausschusses, die sich der Beklagte letztlich durch ZurÃ¼ckweisung des
Widerspruchs zu eigen gemacht hat, nicht zu beanstanden. Ausweislich des
Beschlusses hat der Beklagte wie der Zulassungsausschuss die
Auswahlentscheidung auch inhaltlich begrÃ¼ndet. Die insoweit herangezogenen
ErwÃ¤gungen verletzen weder den eingerÃ¤umten Ermessensrahmen noch ist eine
unzulÃ¤ssige Gewichtung oder sonstige Benachteiligung zu erkennen.

Ausschlaggebend waren allein Versorgungsgesichtspunkte, nachdem der Beklagte
die fachliche Geeignetheit weder der Beigeladenen zu 8. und 9. noch der von der
KlÃ¤gerin benannten Ã�rzte in Frage gestellt hat, jedenfalls diesen Gesichtspunkt
zugunsten der Versorgungsgesichtspunkte zurÃ¼ckgestellt hat. Dies beschwert die
KlÃ¤gerin nicht, denn mit der Benennung von Frau Dr. D war auf ihrer Seite eine
Ã�rztin mit deutlich geringerer Berufserfahrung vorgeschlagen worden, als sie die
Beigeladenen zu 8. und 9. aufweisen kÃ¶nnen. Zudem teilt die Kammer die
Auffassung der Beigeladenen zu 1. zur fehlenden vertragsÃ¤rztlichen bzw.
bedarfsplanerischen Relevanz der neuraltherapeutischen Qualifikation von Frau Dr.
D.

Auch die Kammer hat keine Zweifel an der qualitativen Vergleichbarkeit des
Leistungsangebotes der von der KlÃ¤gerin benannten Ã�rzte einerseits und den
Beigeladenen zu 8. und 9. andererseits. Die GrÃ¼nde, die beiden von den
Beigeladenen zu 8. und 9. beantragten zusÃ¤tzlichen Vertragsarztsitze in der
Lutherstadt Wittenberg zuzulassen, kann die Kammer nachvollziehen. Der Beklagte
hat mit einleuchtenden Argumenten dargestellt, dass im Norden und Osten des
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Planungsbereichs ein deutlich hÃ¶herer Versorgungsbedarf besteht, als in
GrÃ¤fenhainichen. MaÃ�geblicher Planungsbereich und Grundlage fÃ¼r diese
Beurteilung ist â�� anders als die KlÃ¤gerin meint â�� nicht der Mittelbereich,
sondern der Landkreis Wittenberg, weil die HNO-Ã�rzte gemÃ¤Ã� Â§ 12 Abs. 1 Nr. 5
und Abs. 3 Satz 1 Bedarfsplanungsrichtlinie zur allgemeinen fachÃ¤rztlichen
Versorgung gehÃ¶ren, deren Planung in den kreisfreien StÃ¤dten, den Landkreisen
oder den Kreisregionen geschieht. Zum Landkreis Wittenberg gehÃ¶ren neben der
gleichnamigen Kreisstadt auch die Kommunen Zahna-Elster, Jessen, Coswig und
Annaburg. Nach den statistischen Daten Ã¼ber die Einwohneranzahl kÃ¶nnen
deutlich mehr Patienten des Planungsbereiches Wittenberg das
Vertragsarztangebot in der Lutherstadt Wittenberg erreichen. Dies gelingt im
Ã�brigen mit Ã¶ffentlichem Personennahverkehr und den StraÃ�enverbindungen
deutlich schneller als im Vergleich zum Standort GrÃ¤fenhainichen, weil â�� wie der
Beklagte zu Recht besonders gewichtet hat â�� von dort aus auch die
geographischen Besonderheiten der mÃ¶glichen Elbquerung zu beachten war.

Zudem durfte der Beklagte anhand der Daten und der Stellungnahmen der HNO-
Ã�rztin C aus GrÃ¤fenhainichen davon ausgehen, dass das HNO-Angebot dort im
Vergleich zu dem Bedarf im nÃ¶rdlichen und Ã¶stlichen Teil des Planungsbereichs
ausreichend war. Zwar ist nicht von der Hand zu weisen, dass die Ã�rztin auch ein
eigenes Interesse an der Verhinderung einer Konkurrenzpraxis in GrÃ¤fenhainichen
hatte, dies hat sie aber in ihrer Stellungnahme offen angesprochen und im Ã�brigen
belastbare Gesichtspunkte aufgefÃ¼hrt, die fÃ¼r die Standorte in der Lutherstadt
Wittenberg sprachen. DemgegenÃ¼ber sind keine Belege ersichtlich, mit denen die
KlÃ¤gerin ihre Behauptung, die Ã�rztin sei Ã¼berlastet, untermauert hÃ¤tte. Die
Bewertung von Frau C wird indes durch die Abrechnungsdaten der Beigeladenen zu
1. gestÃ¼tzt.

Aus dem Argument der OperationstÃ¤tigkeit der Beigeladenen zu 8. und 9. im
benachbarten Planungsbereich Anhalt-Bitterfeld in Zerbst lÃ¤sst sich kein Umstand
entnehmen, der zugunsten der KlÃ¤gerin gesprochen hÃ¤tte, zumal sie selbst mit
dem Angebot der Operationen im Gesundheitszentrum ( â�¦) geworben hatte, das
ebenfalls im benachbarten Planungsbereich Anhalt-Bitterfeld liegt.

Der Beklagte hat seinen Beurteilungsspielraum auch nicht mit seinen
arbeitszeitlichen ErwÃ¤gungen Ã¼berschritten. Es wÃ¤re nicht zu beanstanden,
dass er sich angesichts des Konzepts der KlÃ¤gerin, zwei TeilzeitÃ¤rzte anzustellen,
bei der Auswahl der Beigeladenen zu 8. und 9. auch davon hat leiten lassen, dass
damit zwei VollzeitÃ¤rzte die Stellen ausfÃ¼llen wÃ¼rden, und dass er die
Besetzung mit mehreren TeilzeitÃ¤rzten, die zusÃ¤tzlich durch ihre Verpflichtungen
und Bindungen an den stationÃ¤ren Sektor im Umfang und in der zeitlichen
FlexibilitÃ¤t eingeschrÃ¤nkt werden, geringer gewichtet hat.

Die Kosten des Rechtsstreits, jedoch mit Ausnahme der auÃ�ergerichtlichen Kosten
der Beigeladenen zu 1. bis 7., die sich mangels Antragstellung letztlich nicht am
Verfahren beteiligt haben, trÃ¤gt die KlÃ¤gerin, da sie die Klage bezÃ¼glich der
Zulassung des Beigeladenen zu 8. in der mÃ¼ndlichen Verhandlung
zurÃ¼ckgenommen hat und sie im Ã�brigen bezÃ¼glich der Anfechtung der
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Zulassung des Beigeladenen zu 9. im Urteil unterlegen ist (Â§ 197a Abs. 1 Satz 1
SGG i. V. m. Â§Â§ 154 Abs. 1 und Abs. 3, 155 Abs. 2 sowie 162 Abs. 3 VwGO, vgl.
Schmidt in Meyer-Ladewig u. a., SGG, Kommentar, 12. Aufl., Â§ 197a Rn 29).
Entsprechend Â§ 162 Abs. 3 VwGO trÃ¤gt sie aus BilligkeitsgrÃ¼nden auch die
notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten der Beigeladenen zu 8. und 9., denn nach
Auffassung der Kammer war die Einbeziehung beider Ã�rzte als notwendig
Beigeladene des Verfahrens erforderlich, da die KlÃ¤gerin mit der Klage zunÃ¤chst
den gesamten Beschluss unbeschrÃ¤nkt angefochten hat. Auch nach RÃ¼cknahme
der Klage betreffs des Beigeladenen zu 8. war dieser als Mitglied der
BerufsausÃ¼bungsgemeinschaft mittelbar von der Klage bezÃ¼glich des
Beigeladenen zu 9. betroffen. Es entspricht daher der Billigkeit, der KlÃ¤gerin die
Erstattung der notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten beider Ã�rzte aufzuerlegen
(vgl. Schmidt, a. a. O., Rn 30). In dem Zusammenhang merkt die Kammer an, dass
eine Beiladung von Dr. D und Dr. E nicht veranlasst war, denn nicht die
anzustellenden Ã�rzte waren Adressaten der Entscheidung des Beklagten Ã¼ber
die Anstellungsgenehmigungen, sondern die KlÃ¤gerin (vgl. BSG, Urteil vom
15.5.2019 â�� B 6 KA 5/18 R, Rn 19, 21, und Urteil vom 11.10.2017 â�� B 6 KA
38/16 R, Rn 13, zitiert nach juris).

Der Streitwert wird auf 60.000,00 Euro festgesetzt und ergibt sich gemÃ¤Ã� Â§ 52
Abs. 1 Gerichtskostengesetz (GKG) nach Ermessen des Gerichts anhand der sich
aus dem Antrag ergebenden Bedeutung der Sache. Bietet der Sach- und Streitstand
fÃ¼r die Bestimmung des Streitwerts nicht genÃ¼gend Anhaltspunkte, ist
gemÃ¤Ã� Â§ 52 Abs. 2 GKG ein Streitwert von 5.000,00 Euro anzunehmen. Mangels
konkreter wirtschaftlicher Anhaltspunkte, jedoch der Bedeutung der Sache
entsprechend, wird der Wert in Anlehnung an Teil B Abschnitt VI. Nr. 16.1 des
Streitwertkataloges der Sozialgerichtsbarkeit 2017 (www.sozialgerichtsbarkeit.de,
m. w. N. zur Rspr.) in HÃ¶he von 60.000,00 Euro angenommen. Dieser errechnet
sich aus dem Regelstreitwert von 5.000,00 Euro pro Quartal fÃ¼r drei Jahre und
berÃ¼cksichtigt, dass die KlÃ¤gerin mit den beiden Anstellungsgenehmigungen die
Besetzung einer Vollzulassung erreichen wollte.
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